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Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Herr Abgeordneter Paech, ich bin tief erschüt-
tert von den Argumenten, die Sie hier geliefert haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der FDP – Widerspruch bei Abge-
ordneten der LINKEN)

Ich will Ihnen einmal etwas sagen: Meine Partei ist vor
elf Jahren nicht auf die Straße gegangen, um dafür zu de-
monstrieren, dass man in Ruanda militärisch interve-
niert, um einen Völkermord zu verhindern. 

(Widerspruch bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich schäme mich dafür noch heute! Gott sei Dank haben
sich meine Partei und meine Fraktion von dieser funda-
mentalistischen Haltung abgewandt,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

aber ohne den Pazifismus als Prinzip unserer Außenpoli-
tik über Bord zu werfen. Ich finde, davon können Sie ler-
nen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Ich möchte Ihnen einen ersten Grund nennen, warum
man das Mandat unterstützen sollte. Ich lade Sie alle ein,
mit mir den Film „Hotel Ruanda“ anzusehen. 

(Widerspruch bei Abgeordneten der LINKEN)

Darin wird nämlich sehr deutlich, was es bedeutet, wenn
die Blauhelme kein robustes Mandat haben:

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dann können sie die Gefangenen, die Flüchtlinge, die
Männer und die Frauen nicht schützen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Denken Sie doch nur an Ihre Freunde aus der Zeit der in-
ternationalen Solidarität, 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP – Beifall bei Abge-
ordneten der SPD)

etwa Thabo Mbeki, den Vorsitzenden des ANC. Sie ha-
ben diese Organisationen damals unterstützt, als sie den
militärischen Kampf geführt haben. 

(Lebhafter Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Damals haben weder Sie noch ich danach gefragt, ob die
Probleme dadurch eskalieren. Sie müssen in Ihrer Argu-
mentation schon stringent sein!

Joaquim Chissano, der Vorsitzende der Frelimo, einer
Partei, die den Befreiungskampf geführt hat, sagt uns
heute: Wir brauchen die Unterstützung der Europäer.
Was sagen Sie denn Chissano oder dem von Ihnen im-
mer sehr geachteten Linken Dr. Salim Achmed Salim,
der OAE-Generalsekretär war? Sie sind es doch, die uns

heute auffordern, sie auch militärisch zu unterstützen:
weil die AU heute noch nicht in der Lage ist, alles selbst
in den Griff zu bekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein.

(Zurufe von der LINKEN: Feigling! Feigling!)

– Dass ich feige wäre, muss ich mir von Ihnen nicht vor-
werfen lassen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Ich weiß nämlich, was es bedeutet, in dieser Frage eine
ganz klare Meinung zu haben: In den 80er-, 90er-Jahren
haben nämlich Freunde in meiner Partei Ausschlussan-
träge gegen mich gestellt: weil ich immer für eine huma-
nitär begründete militärische Intervention war. Da war
ich alles andere als feige; das kann ich Ihnen sagen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Ich will noch einen zweiten Grund nennen: In diesem
Konflikt stehen auf der einen Seite die Regierung in
Khartoum – eine ganz elitäre politische Klasse, die nur
das Interesse hat, das Land für sich, für die eigene Ta-
sche auszuplündern –, die Reitermilizen und die Rebel-
lenorganisationen – die auch immer mehr zu Tätern wer-
den – und auf der anderen Seite das Volk: Frauen,
Männer, Kinder, die vertrieben werden, die ermordet
werden, die vergewaltigt werden. Dann frage ich Sie:
Auf wessen Seite stehen Sie denn als Linke?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Als Linker steht man doch auf Seite der Opfer und nicht
auf der Seite der Täter! Doch auf der Seite der Täter
steht man, wenn man sich raushält. Durch Wegschauen
macht man sich schuldig!

(Zurufe von der LINKEN)

Der dritte Grund, weshalb es gut ist, diesen Antrag zu
unterstützen: Es ist die Afrikanische Union – der Kol-
lege Ströbele ist sehr ausführlich darauf eingegangen –,
die eigene Verantwortung übernehmen will. Sie versucht
dies seit zehn Jahren, nachdem Gott sei Dank das OAE-
Prinzip der Nichtintervention über Bord geworfen wor-
den ist und die Afrikaner sich selber eine neue Friedens-
und Sicherheitsarchitektur gegeben und damit eine völ-
kerrechtliche Grundlage für solche Interventionen ge-
schaffen haben. Diese AU bittet uns, sie zu unterstützen.

(Zurufe von der LINKEN)

Sie aber stellen sich hier hin und sagen: Nein, nicht mit
uns. – So geht das nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei 
der CDU/CSU, der SPD und der FDP)
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Dr. Uschi Eid

Frau Präsidentin, dies ist meine erste Rede in dieser
Legislaturperiode, aber zugleich meine letzte Rede in
diesem Jahr. Ich wünsche Ihnen allen schöne Feiertage,
in die wir gehen können, nachdem wir diesen Antrag un-
terstützt haben.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, bei der CDU/CSU, der SPD
und der FDP)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Wir sind noch nicht am Ende dieser Debatte. Das

Wort zu einer Kurzintervention hat die Kollegin Heike
Hänsel von der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der
CDU/CSU, der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Oh!)

Heike Hänsel (DIE LINKE): 
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. 

Liebe Uschi Eid, ich komme aus der Friedensbewe-
gung in Baden-Württemberg. In den letzten 20 Jahren
war ich sehr viel auf der Straße. Die Grünen habe ich in
Jugoslawien nie erlebt. Ich habe nicht erlebt, dass die
Grünen im Vorfeld der Ereignisse in Ruanda Aktionen
entwickelt haben. Wir haben Entwürfe für eine alterna-
tive Politik entwickelt. Wir haben vorgeschlagen, alter-
native Medien zu unterstützen. Ich habe die Grünen nir-
gends gesehen, auch Sie nicht, liebe Uschi Eid. Ich habe
die Grünen in Belgrad nicht gesehen, als Kriegsgegner
die Grünen gefragt haben, wo sie bei der Unterstützung
gegen Milosevic sind. 

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben keine friedenspolitische Praxis entwickelt.
Das Militär ist für Sie Ersatz. Deswegen sind Sie in dieser
Form gegen neue Ansätze, wie wir sie hier einbringen.
Wir haben eine politische Praxis, weil wir uns über Kon-
flikte vor Ort informieren. Wer von Ihnen war im Sudan?
Wer von Ihnen weiß, was die Menschen dort brauchen?
Wir müssen uns über Konflikte konkret kundig machen
und dürfen andere nicht propagandistisch und emotional
in die Ecke stellen. Das erwarte ich von Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir müssen über das Parlament hinaus aktiv werden
und uns konkret anschauen, was Militär vor Ort bedeu-
tet. Sie betreiben hier reine Demagogie. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt: 
Das Wort hat nun die Kollegin Anke Eymer, CDU/

CSU-Fraktion.

Anke Eymer (Lübeck) (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Meine Damen und Herren! Ich möchte von
dieser Stelle aus Uschi Eid sehr herzlich zu ihren Worten
gratulieren. Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle wissen,
dass im Sudan ein brutaler Bürgerkrieg herrscht. Mili-
zen töten und marodieren. Millionen sind auf der Flucht
in andere Regionen und in das Nachbarland Tschad. Wir
wissen, wie schrecklich die Auswirkungen sind. Der Mi-
nister hat detailliert von der humanitären Katastrophe
gesprochen.

Es besteht weiterhin die Gefahr der Destabilisierung
sowohl des Sudans als auch der Region insgesamt. In ei-
ner Zeit des internationalen Terrorismus muss die Staa-
tengemeinschaft alles unternehmen, um dies zu verhin-
dern. Ein Land wie der Sudan darf nicht zu einem
unkontrollierbaren Rückzugsbecken für verschiedene
terroristische Gruppen werden. Ein internationales Ein-
greifen zum Schutze der bedrohten Bevölkerung auf der
Grundlage der UN-Resolution 1556 aus dem vergange-
nen Jahr war und ist unerlässlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Fritz Kuhn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich bin Uschi Eid sehr dankbar dafür, dass sie die
Rolle der Afrikanischen Union hier noch einmal deut-
lich herausgestellt hat. Die Afrikanische Union hat sich
in dieser Frage entscheidend engagiert. Wir sprechen
heute über die Verlängerung unserer Unterstützung der
AMIS-Mission und stimmen darüber ab. Ziel der AMIS-
Mission der Afrikanischen Union ist es, die Einhaltung
eines Waffenstillstands zwischen den Konfliktparteien
durch eine erhöhte Präsenz von Beobachtern zu überwa-
chen. Sie trägt zur Stabilisierung der Lage bei und er-
möglicht humanitäre Hilfeleistungen sowie den Schutz
unmittelbar betroffener Bevölkerungsteile. 

Die AMIS-Mission der AU war und ist dabei unver-
zichtbar auf die Unterstützung der Vereinten Nationen
und der EU angewiesen. Deutschland hat seine Unter-
stützung als Ausdruck seiner internationalen Solidarität
und humanitären Verpflichtung zugesagt. Die internatio-
nalen Bemühungen haben partiell zu mehr Sicherheit für
die Bevölkerung und auch zu einer Verbesserung der hu-
manitären Hilfe geführt. Angesichts der herrschenden
Gewalt ist dies alles aber nur Stückwerk. 

Die im Jahr 2004 in diesem Haus getroffene Entschei-
dung, den Einsatz der Afrikanischen Union zur Lösung
des Konflikts durch den Einsatz der Bundeswehr zu un-
terstützen, war richtig. Es ist eine logische Konsequenz
und eine humanitäre Unumgänglichkeit, in dem begon-
nenen Bemühen nicht nachzulassen. Das heißt: Zur Ver-
längerung der Unterstützung von AMIS durch die Bun-
deswehr kann und darf es keine Alternative geben. 

Der vorliegende Antrag der Bundesregierung verdient
daher eine breite Zustimmung, damit eine Verlängerung
des Einsatzes der Bundeswehr ermöglicht werden kann. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


